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Außenstarts und -landungen mit Gleitsegeln auf den Start- und Landeflächen "Reichental", 76593 Gernsbach / Reichental  








Der Deutsche Hängegleiterverband e. V. (DHV) erteilt aufgrund des Antrags des SG Stern Gaggenau vom 15.11.2005 folgende








I.





E r l a u b n i s





Dem Antragsteller wird die Erlaubnis nach § 25 LuftVG Abs. 1 für Starts und Landungen mit Gleitsegeln außerhalb genehmigter Flugplätze erteilt.


Die Erlaubnis erstreckt sich auf die Flurstücksnummer 3360 Abteilung 14 im Gemeindewald Reichental für Starts und auf die Flurstücksnummern 3134, 3135, 3133 für Landungen im Gewann Glasertwiesen. 


Die Erlaubnis ist unbefristet. Sie kann widerrufen werden. Sie gilt allgemein, für die Mitglieder des Antragstellers und für Nichtmitglieder. Die Änderung von Auflagen und die Erteilung weiterer Auflagen bleiben vorbehalten.








II. 





A u f l a g e n 





A: Allgemeine Auflagen





Starts und Landungen dürfen nur auf denjenigen Flächen erfolgen, die in den beigefügten Karten eingezeichnet sind.


Von der Erlaubnis darf nur Gebrauch gemacht werden, wenn die Zustimmung der Grundstückseigentümer oder sonstiger Verfügungsberechtigter vorliegt und solange sie aufrechterhalten ist. Die eventuelle Zurücknahme einer Zustimmung ist dem Deutschen Hängegleiterverband e.V. unverzüglich mitzuteilen.


Die zum Starten und Landen bestimmten Flächen sind bei Flugbetrieb mit geeigneten Mitteln gegen das Betreten durch Unbefugte zu sichern, beispielsweise durch Beschilderung entsprechend § 46 Abs. 2 LuftVZO "Flugbetrieb mit Gleitsegeln. Bei Flugbetrieb Betreten aus Sicherheitsgründen verboten. Name des Antragstellers". 


An den Start- und Landestellen müssen je ein Windrichtungsanzeiger (Windsack o. ä.) gut sichtbar aufgestellt und je eine Ausstattung für Erste Hilfe verfügbar sein.


Für die Regulierung von Personen- und Sachschäden muss eine Gelände-und Startleiterhaftpflichtversicherung mit der Mindestdeckungssumme von 500.000,-- Euro  für Personen- und Sachschäden abgeschlossen und für die Dauer der Erlaubnis aufrechterhalten sein.


Die Flugbetriebsordnung für Hängegleiter und Gleitsegel des DHV ist in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden.


Unfälle und andere Störungen beim Flugbetrieb sind vom Antragsteller dem DHV unverzüglich anzuzeigen. Dies gilt unbeschadet der weiteren Meldepflicht nach § 5 LuftVO.


Änderungen gegenüber den Angaben im Antrag und in den eingereichten Unterlagen sowie sonstige Veränderungen, die den Flugbetrieb gefährden können, sind dem DHV unverzüglich mitzuteilen.








B: Geländespezifische Auflagen


Alle Arbeiten zur Einrichtung der Startfläche sind mit dem zuständigen Kreisforstamt (Bezirksleitung Gaggenau)  abzustimmen. Die Ausführung der Arbeiten, Ablagerung des Aushubmaterials, Einbinden von Bäumen zum Schutz der Rinde usw. sind im Einverständnis mit dem Forstamt auszuführen. Bei Nichtbeachtung der getroffenen Anordnung kann das Forstamt die Arbeiten unter Abwägung der beiderseitigen Interessen einstellen lassen. Im übrigen gelten die Bedingungen des Pachtvertrages zwischen dem SG Stern und der Stadt Gernsbach vom 12.01.2007. Der Pachtvertrag ist Bestandteil dieser Erlaubnis.


Bei der Anlage der Startfläche ist die vorhandene Topografie weitgehend auszunutzen. Sollte für die Anlage der Fläche das vor Ort vorhandene Bodenmaterial nicht ausreichen und die Zufuhr von Fremdmaterial erforderlich sein, darf nur Mutterboden, der die Anforderungen nach LAGA Z 0 erfüllt, verwendet werden. Erdbewegungen sind in geringstmöglichem Umfang vorzunehmen. 


Zum Schutz von Erosion und Massenversatz am Hang sind im Zuge der Erdarbeiten ggf. geeignete Sicherungsmaßnahmen zu ergreifen.


Sämtliche Erdarbeiten sollen nur bei ausreichend abgetrockneten Bodenverhältnissen durchgeführt werden.


Grundsätzlich müssen alle Bodenveränderungen der Unteren Bodenschutzbehörde beim Landratsamt Rastatt angezeigt werden. Auf die gesonderten Genehmigungspflichten nach Naturschutzrecht und ggf. auch Baurecht wird hingewiesen.


Die Begrünung und Renaturierung der Startfläche hat in Abstimmung mit dem zuständigen Naturschutzbeauftragten und der Forstverwaltung zu erfolgen. Angestrebt ist ein Sekundärbiotop in Form einer Borstgrasrasenfläche.


Organisierte Veranstaltungen wie Flugtage, Wettkämpfe oder dergleichen, die über das normale Nutzungsmaß hinausgehen, bedürfen der Genehmigung durch die Stadt Gernsbach sowie des Forstamtes.


Der Zugang zur Startfläche erfolgt seitlich entlang der Landesstraße L 76 b, das Parken soll möglichst auf dem Parkplatz am Beginn des Kreuzleweges erfolgen. Das Befahren von Feld- und Waldwegen zum Zwecke des Flugbetriebes ist nicht gestattet.


Beim Flugbetrieb ist Rücksicht auf die Erholungsbedürfnisse der Bevölkerung zu nehmen. Die Erholungsfunktion des Waldes für die übrigen Waldbesucher darf nicht beeinträchtigt werden. Der Flugbetrieb beginnt frühestens um 9.00 Uhr morgens und hat spätestens 30 Minuten vor Sonnenuntergang zu enden.


Alle Piloten sind in die Nutzung des Geländes speziell einzuweisen. Bis zum 30.06.2008 ist das Gelände mit B-Scheinpiloten des Vereins zu erproben. Abschließend ist dem DHV ein Erfahrungsbericht vorzulegen. Insbesondere sind die Piloten auf die sehr anspruchsvolle Landeplatzsituation, die Lage im Landschaftsschutzgebiet, das FFH Gebiet am Landeplatz (Arnikabestände)und das Rauchverbot im Wald (§ 41 Abs. III Landeswaldgesetz) hinzuweisen.


Der Geländehalter hat eine Flugbetriebsordnung in Abstimmung mit dem DHV zu erstellen. Diese ist auf einer Informationstafel am Start- und Landeplatz anzubringen. Die Informationstafel ist so zu gestalten, dass sie sich ins Landschaftsbild einfügt. Auf das Verbot der Werbung im Außenbereich wird hingewiesen.


Die SG Stern hat in Absprache mit der Unteren Naturschutzbehörde und der Stadt Gernsbach die Landefläche mindestens durch eine einmalige jährliche Mahd zu pflegen. Um die Pflanzenvorkommen zu schützen, dürfen die Grünlandbestände erst nach dem Fruchten der Arnika gemäht werden. Das Mähgut ist abzuräumen und abzutransportieren. Es dürfen keine Pflanzen aus den wachsenden Beständen entnommen werden. Der Zustand und die Entwicklung der Arnikabestände wird durch die Naturschutzverwaltung fachlich begleitet.


Ebenfalls in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde und der Stadt Gernsbach hat die SG Stern eine jährliche Entbuschungsaktion zur Verbesserung der Durchlüftung sowie des Landschaftsbildes in den „Glasertwiesen“ durchzuführen.


Die Piloten sind gehalten, die Landefläche möglichst schonend zu betreten. Nach der Landung sind die Gleitschirme am Rand der Wiese zusammenzulegen.  


Falls das Fluggelände zu einem späteren Zeitpunkt aufgegeben wird, hat die SG Stern für die Renaturierung zu sorgen.


Die Startfläche ist auch nach der  Rodung Wald  im Sinne des  Waldgesetzes. Die forstrechtlich relevanten Bestimmungen sind zu beachten. Es besteht insbesondere die Verpflichtung, das in § 41 Abs. 3 Landeswaldgesetz vom 1.3. bis zum 31.10. geltende Rauchverbot einzuhalten. Alle Piloten sind darauf hinzuweisen. 


Bevor Flugbetrieb auf der hergerichteten Startfläche aufgenommen wird, muss die Fläche abschließend durch den DHV oder einen DHV anerkannten Geländesachverständigen abgenommen werden. 











III.





H i n w e i s e





Diese Erlaubnis ersetzt nicht nach anderen Rechtsvorschriften erforderliche Genehmigungen und Erlaubnisse, insbesondere straßen- und wegerechtlicher Art.


Zuwiderhandlungen gegen die Auflagen dieser Erlaubnis können vom Luftfahrt-Bundesamt nach § 58 Abs. 1 Nr. 11 LuftVG als Ordnungswidrigkeit mit Geldbuße geahndet werden.


Das beantragte Gelände liegt im Tieffluggebiet Bundesrepublik Deutschland. Im angesprochenen Bereich kann während der Tagtiefflugbetriebszeiten nach Sichtflugregeln mit militärischen Strahl- und Propellerflugzeugen grundsätzlich in Mindestflughöhen von 1.000 Fuß (300 m) über Grund, mit Ausnahmegenehmigung des Bundesministeriums der Verteidigung im beschränkten Umfang aber auch in Mindestflughöhen von 500 Fuß (150 m) über Grund, sowie mit militärischen Hubschraubern auch unterhalb der genannten Höhen durchgeführt werden. 





IV.





K o s t e n





Gemäß § 2 Abs. 1 der Kostenverordnung der Luftfahrtverwaltung (LuftKostV) i. V. m. Abschnitt VI Nr. 15a des Gebührenverzeichnisses zur LuftKostV wird eine Gebühr in Höhe von € 165,-- erhoben.

















V.





B e g r ü n d u n g





Mit Datum des 15.11.2005 wurde durch den Verein SG Stern Gaggenau ein Antrag auf Erteilung einer Außenstart- und -landeerlaubnis gemäß § 25 LuftVG gestellt. Vorausgegangen waren bereits Bemühungen des Gleitschirmverein Baden im Jahr 2003 auf Zulassung einer Startfläche in diesem Gebiet. Verschiedene Ortstermine wurden im Laufe des Verfahrens durchgeführt. Auf die Akte wird Bezug genommen. 


Die Untere Naturschutzbehörde des Landratsamtes Rastatt wurde gemäß § 16 Abs. 3 a LuftVO am Verfahren beteiligt. Mit Schreiben vom 13. März 2006 nahm das Landratsamt Rastatt abschließend für die Naturschutzbehörde, die Forstbehörde und die Straßenverkehrsbehörde Stellung. Die Auflagen wurden in vorliegende Erlaubnis übernommen. 


Die Stadt Gernsbach ist Waldeigentümerin auf der betreffenden Startfläche. Zusammen mit der Forstbehörde wurde der vorliegende Standort der Startfläche festgelegt. Abschließend wurde mit dem Verein SG Stern Gaggenau am 12.1.2007 ein Pachtvertrag zur Nutzung der Flächen abgeschlossen. Verschiedene Auflagen wurden mit der Stadt Gernsbach vereinbart, welche zusammen mit den Auflagen des Stadtbauamtes in die Erlaubnis übernommen wurden. 


Das Gelände wurde durch den DHV mehrfach besichtigt. Es ist hinsichtlich der Landeplatzsituation anspruchsvoll zu befliegen. Daher wurde festgelegt, dass vorerst bis zum 30.06.2008 das Gelände durch erfahrene B-Scheinpiloten des Vereins erprobt werden soll. Danach wird über den Nutzungskreis neu entschieden. Zudem müssen alle Piloten in die Besonderheiten und Gefahren des Geländes speziell eingewiesen werden. 


Eine Befristung war im Hinblick auf die Möglichkeit des jederzeitigen Widerrufs nicht erforderlich.





VI.





Rechtsbehelfsbelehrung





Gegen diesen Bescheid kann gemäß §§ 68 ff. der Verwaltungsgerichtsordnung (VWGO) innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Bescheides bei uns als zuständige Stelle schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch erhoben werden.














Björn Klaassen


Referat Flugbetrieb
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